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Antrag 

der Abgeordneten Siegmar Mosdorf, Ernst Schwanhold, Anke Fuchs (Köln), Hans 
Berger, Hans Martin Bury, Rolf Hempelmann, Uwe Hiksch, Jelena Hoffmann 
(Chemnitz), Dr. Uwe Jens, Volker Jung (Düsseldorf), Sabine Kaspereit, Walter Kolbow, 
Robert Leidinger, Herbert Meißner, Christian Mülier (Zittau), Hermann Rappe 
(Hildesheim), Dr. Sigrid Skarpeiis-Sperk, Dr. Dietrich Sperling, Wolfgang Weiermann, 
Dr. Peter Struck, Rudoif Scharping und der Fraktion der SPD 


Neue Außenwirtschaftskonzeption zur Unterstützung deutscher Unternehmen auf 
den Weltmärkten 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Globalisierung der Märkte und der verschärfte internationale 
Wettbewerbsdruck erfordern eine effizientere und gezieltere Un- 
terstützung deutscher Unternehmen. Zwar weist der deutsche 
Außenhandel einen nach wie vor beträchtlichen Überschuß aus. 
Das anhaltend hohe und auch 1994 auf 33,5 Mrd. DM gestiegene 
Leistungsbilanzdefizit kann aber auf Dauer nicht aufrechterhalten 
werden und macht die Dringlichkeit einer langfristig angelegten 
neuen Außenwirtschaftsstrategie deutlich. Vor allem ist der deut- 
sche Außenhandel in zu starkem Maße auf die Europäische Uni- 
on bezogen. Im Hinblick auf die langfristigen Wachstumsper- 
spektiven Asiens besteht schon jetzt, aber erst recht auf lange Sicht, 
ein erhebliches Nachholbedürfnis der deutschen Wirtschaft, das 
durch die Außenwirtschaftspolitik nachhaltig flankiert werden 
muß. 

Die Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage von Ab- 
geordneten der Fraktionen der SPD betr. „ Unterstützung deutscher 
Unternehmen auf den Weltmärkten und Sicherung von Arbeits- 
plätzen durch eine umfassende Außenwirtschaftskonzeption'' 
(Drucksache 13/2236) zeigt zum einen die in den Wachstums- 
märkten der Weltwirtschaft liegenden großen Chancen für die 
deutsche Wirtschaft und legt zum anderen klare Versäumnisse in 
der Außenwirtschaftspolitik der letzten Jahre offen. Die Antwort 
der Bundesregierung sollte daher Grundlage für die notwendige 
Neugestaltung der Außenwirtschaftspolitik sein. 

Um der zunehmenden Globalisierung der Märkte und dem ver- 
schärften Wettbewerb in wichtigen Weltregionen Rechnung zu tra- 
gen, muß die Bundesregierung im Dialog mit der Wirtschaft und 
ihren Organisationen eine Außenwirtschaftskonzeption vorlegen. 
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in der alle Maßnahmen der Außenwirtschaftsförderung gebündelt 
und die verschiedenen Aktivitäten von Bund, Ländern und Wirt- 
schaft zusammengeführt werden. Die vom Bund bereitgestellten 
Mittel sind ferner bedarfsgerecht aufzustocken, effizienter einzu- 
setzen und vor allem auf die Unterstützung mittelständischer Un- 
ternehmen auf Auslandsmärkten zu konzentrieren. Die weit aus- 
einanderklaffende Schere zwischen ausländischen Investitionen 
in Deutschland und deutschen Investitionen im Ausland macht 
ebenfalls Defizite in der Außenwirtschaftspolitik, insbesondere in 
einer gebündelten Standortmarketingstrategie deutlich. Deshalb 
sind geeignete Maßnahmen für ein „ Standortmarketing" für den 
Investitions- und Technologiestandort Deutschland zu ergreifen. 
Um vergleichbare Wettbewerbsbedingungen auf den Weltmärk- 
ten herzustellen und den globalen Umweltschutz sowie die welt- 
weite Verbesserung der Arbeitsbedingungen zu erreichen, hat die 
Bundesregierung im Rahmen der EU und WTO dafür einzutreten, 
daß ökologische und soziale Standards entwickelt und im Welt- 
handelsabkommen verankert werden. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. eine schlüssige Außenwirtschaftspolitik umfassend zu formu- 
lieren und in diesem Rahmen 

a) ein Außenwirtschaftskonzept zu erarbeiten. Dabei sind die 
unterschiedlichen Einflußfaktoren auf diesen komplexen 
Bereich zu berücksichtigen. Neben außenhandeis- haben 
also auch außen-, entwicklungs-, forschungs- und techno- 
logiepolitische und kulturelle Aspekte Berücksichtigung zu 
finden. Die bisher bestehenden Bemühungen der Bundes- 
regierung z.B. auf Bundes- und Länderebene, Gesprächs- 
kreise mit Verbänden und Organisationen aus der Wirt- 
schaft und die des Auswärtigen Amtes, sind in diesem Sinne 
zu koordinieren und zu erweitern, so daß es zu einer wohl- 
überlegten Vernetzung auf dem Gebiet deutscher Aktivitä- 
ten im Bereich der Außenwirtschaft kommt; 

b) die hierzu notwendigen zusätzlichen Haushaltsmittel zur 
Verfügung zu stellen, um auch gemeinsame Projekte mit 
den Bundesländern komplementär finanzieren zu können; 

c) dem Deutschen Bundestag diese Außenwirtschaftskonzep- 
tion vorzulegen; 

2. einen außenwirtschaftspolitischen Dialog mit Ländern, Wirt- 
schaft, Gewerkschaften, gesellschaftlichen Gruppen, Organi- 
sationen und Wissenschaft aufzunehmen; 

3. eine politische Koordinierungsinstanz für die Außenwirt- 
schaftspolitik einzurichten, die den geplanten Interministeri- 
ellen Ausschuß politisch führt. Die Bündelung, Koordination 
und Kooperation bei der Vielfalt aller nötigen Aktivitäten im 
Außenwirtschaftsbereich sind ohne eine solche Instanz nicht 
in angemessener Weise zu erreichen; 

4. die Präsenz der deutschen Wirtschaft an zentralen Standorten 
in den Wachstumsregionen der Weltwirtschaft durch die fi- 
nanzielle Unterstützung „Deutscher Häuser" in gemeinsamer 
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Trägerschaft von Bund, Ländern und Organisationen der Wirt- 
schaft zu erhöhen. Durch die Errichtung dieser Industrie- und 
Handelszentren wird gerade der Marktzugang für mittelstän- 
dische Exportunternehmen erleichtert; 

5. für eine einheitliche Außenhandels- und Auslandsmesseför- 
derung in allen Bundesländern zu sorgen, um insbesondere für 
mittelständische Unternehmen gleiche Bedingungen zu schaf- 
fen. Markterschließungshilfen für mittelständische Unterneh- 
men müssen sowohl die ausländischen Märkte erschließen als 
auch im Inland für mehr Koordination und Information sorgen; 

6. die Unterstützung deutscher Unternehmen an zentralen Stand- 
orten der Weltwirtschaft durch die Aufstockung der Mittel für 
Auslandsmesseförderung zu erhöhen. Auch hier muß es zu 
einem gezielten und effizienten Einsatz der Mittel gerade im 
Bereich der Wachstumsregionen und der Förderung mittel- 
ständischer Unternehmen kommen. Zudem müssen Über- 
legungen angestellt werden, inwieweit die Attraktivität der 
Messen für potentielle Handelspartner gesteigert werden kön- 
nen, z. B. durch Kooperation der Organisatoren mit ansässigen, 
nicht- wirtschaftlichen Gruppen und Instituten aus Deutsch- 
land oder dem gastgebenden Land (Goethe-Institut, evtl, steht 
auch die Hochschule der Messestadt in einer Partnerschaft mit 
einer deutschen Universität, etc.); 

7. Wirtschaftsinformationsnetzwerke in deutschen Botschaften 
und Generalkonsulaten aufzubauen, wobei die Außenwirt- 
schaftsförderung zur Pflichtaufgabe deutscher Auslandsver- 
tretungen gemacht werden muß, Qualifizierungen des 
Personals vorzunehmen sind sowie das notwendige Informa- 
tionsnetzwerk aufgebaut werden muß; 

8. eine systematische und vollständige Übersicht der nichtta- 
rifären Handelshemmnisse (z. B. Normungs- und Prüfungsver- 
fahren, mengenmäßige Beschränkung, Standards, Sicher- 
heit svorschriften etc.) in allen Drittländern, insbesondere von 
Ländern Südostasiens zu erstellen; 

9. ein zusätzliches Projektfinanzierungsinstrument einzuführen, 
mit dem deutschen Unternehmen bessere Chancen im Wett- 
bewerb um große Infrastrukturprojekte eröffnet werden. Zu 
prüfen ist in diesem Zusammenhang die Errichtung einer 
Außenwirtschaftsbank, deren Aufgabe die Bündelung von Fi- 
nanzierungsangeboten für große Infrastrukturprojekte ist; 

10. das Instrumentarium der Außenhandelsbürgschaften im Rah- 
men der Hermes-Kreditversicherung fortzuentwickeln. Hier- 
bei sind insbesondere Gesichtspunkte der gezielten Außen- 
handelsförderung zu berücksichtigen. Ferner ist 

a) eine gezielte Förderung von spezifischer entwicklungs- 
politisch, ökologisch oder wirtschaftspolitisch besonders zu 
bewertenden Ausfuhren einzuführen und hierbei beson- 
ders auf die Umwelttechnologien abzustellen; 

b) die Regelung, Hermes-Bürgschaften für Rußlandgeschäfte 
nur dann zu gewähren, wenn mindestens 80 % der Wert- 
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Schöpfung in den neuen Bundesländern erfolgen, zu über- 
prüfen. Diese Regelung gewährleistet nicht die zukunfts- 
weisende Kooperation auf Märkten zwischen Unternehmen 
in den neuen und alten Bundesländern; 

11. einen Außenwirtschaftstitel einzurichten, mit dem die betrieb- 
liche Kooperation auf transnationaler Ebene bei Forschung, 
Entwicklung und Qualifikation gefördert wird. Auch in diesem 
Zusammenhang müssen gerade Projekte mit Unternehmen in 
den Wachstumsregionen berücksichtigt werden. Die im 
Rahmen der FuE-Kooperation bewilligten Fördermaßnahmen 
„Forschungskooperationen in der mittelständischen Wirt- 
schaft" fielen nicht einmal zu 15 % auf Vorhaben mit auslän- 
dischen Partnern und nicht einmal 1 % floß in Projekte in Asi- 
en und Lateinamerika; 

12. spezielle Handelsentwicklungsgesellschaften der Wirtschaft 
zur Erleichterung von Bartergeschäften, insbesondere mit 
mittel- und osteuropäischen Ländern, zu unterstützen und ih- 
re Gründung zu fördern. Die Zukunftsmärkte in den Reform- 
staaten Osteuropas erfordern zumindest in der Übergangs- 
phase des wirtschaftlichen Aufbaus dort spezifische 
Außenhandelsinstrumente, mit denen zum einen den Finan- 
zierungserfordernissen der dortigen Länder und zum anderen 
den außenhandelspolitischen Interessen deutscher Unterneh- 
men, insbesondere in den neuen Bundesländern, Rechnung 
getragen wird; 

13. sich massiv für die Verankerung von Umwelt- und Arbeits- 
standards in der WTO einzusetzen. In das Welthandelsab- 
kommen einzubeziehen sind die von der Internationalen Ar- 
beitsorganisation entwickelten Sozial- und Arbeitsstandards, 
wie Gewerkschafts- und Tariffreiheit, Verbot von Kinder- 
zwangsarbeit und zum Schutze der Frauen, sowie Umwelt- 
standards zum Schutze von Luft, Wasser und anderer natürli- 
cher Ressourcen für Produkte und Produktionsverfahren. 
Gegenüber Entwicklungs- und Schwellenländern, die in die- 
sem Zusammenhang befürchten, hier könne es zu protektioni- 
stischem Mißbrauch kommen, sind geeignete Hilfestellungen 
zu prüfen und Kooperationsbereitschaft zu signalisieren; 

14. sich auf internationaler Ebene für eine Fortentwicklung der 
Weltbank und dem Internationalen Währungsfonds im Sinne 
einer nachhaltigen Entwicklung und gezielten Entschuldung 
der Entwicklungsländer einzusetzen; 

15. die Anstrengungen zur Außenhandelsförderung der neuen 
Bundesländer durch entsprechende Instrumentarien zu för- 
dern und die Laufzeit der Programme (Absatzförderungspro- 
gramm der Bundesregierung, die spezielle Auslandsmesseför- 
derung, das „Vermarktungshilfeprogramm" etc.) über das Jahr 
1996 hinaus auszuweiten; 

16. Konzepte für die mögliche Integration oder zumindest Koope- 
ration der deutschen Außenhandelskammern mit den „Euro- 
pean Business Information Centers" der Europäischen Kom- 
mission zu erarbeiten. Dies hat unter der Berücksichtigung der 
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angestrebten neuen Außenwirtschaftskonzeption zu gesche- 
hen. Anzumahnen, daß die EBIC nicht in Konkurrenz zu den 
Dienstleistungen bestehender Einrichtungen treten dürfe, 
reicht nicht aus und ersetzt insbesondere nicht notwendiges 
Hinwirken der Bundesregierung in Richtung zu mehr Koope- 
ration und Abstimmung der Aktivitäten der Europäischen 
Union und der Mitgliedsländer. 

Bonn, den 22. November 1995 

Siegmar Mosdorf 
Ernst Schwanhold 
Anke Fuchs (Köln) 

Hans Berger 
Hans Martin Bury 
Rolf Hempelmann 
Uwe Hiksch 

Jelena Hoffmann (Chemnitz) 

Dr. Uwe Jens 

Volker Jung (Düsseldorf) 

Sabine Kaspereit 
Walter Kolbow 
Robert Leidinger 
Herbert Meißner 
Christian Müller (Zittau) 

Hermann Rappe (Hildesheim) 

Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 
Dr. Dietrich Sperling 
Wolfgang Weiermann 
Dr. Peter Struck 
Rudolf Scharping und Fraktion 
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